
           Anlage I 
Entwurf 

 
4. Änderungssatzung 

zur Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbei trägen, Abwassergebühren, 
Kleineinleitergebühren und Gebühren für die Entsorg ung von Grundstücksentwässe-

rungsanlagen der Gemeinde Rosendahl 
vom (Datum) 

 
 

Aufgrund  
 
1. der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 (GV. NRW 1994, S.666), zuletzt geän-
dert durch Art. 2 des Gesetzes vom 25.06.2016 (GV. NRW. 2015, S. 496), in der jeweils 
geltenden Fassung  
 

2.  der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV NRW 1969, S. 172), und zuletzt geändert 
durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.09.2015 (GV. NRW. 2015, S. 666), in der jeweils gel-
tenden Fassung  
 

3. des § 54 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 
1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 
ff.), in der jeweils geltenden Fassung,  
 

4. des Nordrhein-Westfälischen Ausführungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 
08.07.2016 (AbwAG NRW, GV. NRW. 2016, S. 559 ff.). in der jeweils geltenden Fassung 

 
 
hat der Rat der Gemeinde Rosendahl in seiner Sitzung am (Datum) folgende 7. Änderungs-
satzung beschlossen:  
 
 
 
 

Artikel I 
 
§ 2 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Gemeinde 

nach §§ 4 Abs. 2, 6 KAG NRW und § 54 LWG NRW Abwassergebühren (Benutzungs-
gebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbands-
lasten nach § 7 KAG NRW.  

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW eingerechnet:  

- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Gemeinde (§ 2 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 AbwAG NRW),  

- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 2 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 2 AbwAG NRW),  

-  die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Gemeinde umgelegt 
wird (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AbwAG NRW). 

 
(3) Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 1 Abs. 1 Satz 1 

AbwAG NRW) wird im Rahmen der Gebührenerhebung nach § 11 dieser Satzung er-
hoben, der eine Kleinkläranlage betreibt, welche nicht den Anforderungen des § 60 
WHG und § 56 LWG NRW entspricht  
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(4) Die Schmutzwassergebühr und die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) 

sowie die Gebühren nach den §§ 6 und 12 dieser Satzung sind grundstücksbezogene 
Benutzungsgebühren und ruhen als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 
KAG NRW).  

 
 

Artikel II 
 
§ 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr (Regenwassergebühr) bemisst sich auf der Grundla-

ge der Quadratmeter der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf 
den angeschlossenen Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam 
in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 5).  

 
 

Artikel III 
 
§ 4 erhält folgende Fassung: 
 

Schmutzwassergebühren 
 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 

Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grund-
stücken zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser. 
Veranlagungszeitraum für die Schmutzwassergebühr ist das Kalenderjahr. 
 

(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezo-
gene Frischwassermenge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen 
(z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 
Abs. 4) des dem Erhebungszeitraum § 6 Abs. 1) vorangegangenen Kalenderjahres, ab-
züglich der auf dem Grundstück nachweisbar verbrauchten und zurückgehaltenen Was-
sermengen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage eingeleitet werden (§ 4 Abs. 
5).  

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler des örtli-

chen Wasserversorgers ermittelt. Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanla-
ge bezogenem Wasser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als 
Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die 
Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des Verbrauchs des Vorjahres 
geschätzt. Die Datenübernahme vom örtlichen Wasserversoger sowie die Datenspeiche-
rung und Datennutzung der Wasserzähler-Daten des Wasserversorgers erfolgt, um dem 
Gebührenpflichtigen die zweimalige Ablesung seines Wasserzählers zu ersparen. Sie 
dient der ordnungsgemäßen Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (§ 
46 Abs. 1 LWG NRW) sowie zur verursachungsgerechten Abrechnung der Schmutz-
wassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Schmutzwasserge-
bühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebührenschuldner den damit ver-
bundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 
Grundgesetz) zu dulden.  

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, 

Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch 
einen auf seine Kosten eingebauten und messrichtig funktionierenden Wasserzähler 
nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 dieser Satzung zu führen. Den Nachweis über den messrichtig 
funktionierenden Wasserzähler obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebühren-
pflichtigen der Einbau eines solchen Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Gemeinde 
berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf 
der Grundlage der durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen 
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oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe o-
der unter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im Gemeindegebiet). Eine 
Schätzung erfolgt auch, wenn der Wasserzähler nicht messrichtig funktioniert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück anderwei-

tig verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasserschwundmengen 
abgezogen, die nachweisbar nicht dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nach-
weis der Wasserschwundmengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der Gebührenpflich-
tige ist grundsätzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine auf seine Kosten eingebaute, 
messrichtig funktionierende und geeignete Messeinrichtung in Anlehnung an das Mess- 
und Eichrecht (MessEG, MessEichV) zu führen:  

 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung  
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Geräte, die in regelmäßigen 
Abständen kalibriert werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben 
durchzuführen und der Gemeinde nachzuweisen, um die ordnungsgemäße Funktion der 
Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet 
eine Berücksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.  
 
Nr. 2: Wasserzähler  
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht mög-
lich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis durch einen 
auf seine Kosten eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzäh-
ler zu führen. Der Wasserzähler muss in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (Mes-
sEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen neuen 
Wasserzähler mit einer Konformitätserklärung des Herstellers ersetzt werden. Der 
Nachweis über die ordnungsgemäße Funktion sowie Eichung des Wasserzählers obliegt 
dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichti-
gung der Abzugsmengen nicht statt.  
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen.  
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers zur Messung der Wasser-
schwundmengen technisch nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zumutbar, 
so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. 
Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus welchen nachvollziehba-
ren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet 
werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen müssen 
geeignet sein, der Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf dem Grundstück zu-
rückgehaltenen Wassermengen zu ermöglichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen un-
schlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die geltend gemachten Wasser-
schwundmengen nicht anerkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spezielles 
Gutachten bezogen auf seine Wasserschwundmengen den Nachweis erbringen will, hat 
er die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitli-
chen Ablauf vorher mit der Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das Gutachten trägt 
der Gebührenpflichtige.  
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen schriftlichen 
Antrag bis zum 15.01. des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichtigen bei der 
Gemeinde geltend zu machen. Nach Ablauf dieses Datums findet eine Berücksichtigung 
der Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). Fällt der 15.01. des nach-
folgenden Jahres auf einen Samstag oder Sonntag endet die Ausschlussfrist am darauf 
folgenden Montag.  

 
(6) Die Gebühr beträgt je m3 Schmutzwasser jährlich 2,48 €. 
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Artikel III 
 
§ 4 a wird neu eingefügt: 
 

Schätzung des Wasserbezuges aus privaten Wasservers orgungsanlagen 
 

(1) Grundlage für die Schätzwerte des Wasserbezuges aus Wasserversorgungsanlagen 
sind die jeweils tatsächlichen Gegebenheiten der Grundstücke. Insbesondere sind die 
Art der Nutzung des Grundstückes, sowie der Umfang der Einbeziehung privater Was-
serversorgungsanlagen zu berücksichtigen. 
 

(2) Bei Wohngrundstücken, die an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen sind 
und zusätzlich über private Wasserversorgungsanlagen Eigenwasser beziehen, werden 
für die Schätzung der Wassermenge des gewonnenen Eigenwassers für jeden Monat 
folgende Werte pro Person zugrunde gelegt: 

 
Toiletten  1,00 cbm 
Waschbecken 0,40 cbm 
Badewanne  0,65 cbm 
Dusche  0,65 cbm 
Waschmaschine 0,55 cbm 
Spülbecken  0,20 cbm 
Spülmaschine 0,30 cbm 
Außenanschluss 0,25 cbm. 

 
(3) Befinden sich auf Grundstücken, auf denen ausschließlich private Wasserversorgungs-

anlagen genutzt werden , keine Wasserzähler, so berechnet sich die Gesamtnutzung 
im Monat über einen Pauschalwert von 4 cbm pro Person.  
 

(4) Wird ein Wasserzähler zur Bemessung des Eigenwassers aus privaten Wasserversor-
gungsanlagen erstmals installiert, kann nach Ablesen des Zählerstandes (i.d.R. im Mo-
nat Dezember desselben Jahres) eine nachträgliche Anpassung der Schätzwerte aus 
Absatz 2 schriftlich beantragt werden. Der Wasserzähler muss den Anforderungen aus 
§ 4 Abs. 5 Nr. 2 entsprechen und mindestens 4 Monate vor der Ablesung im laufenden 
Kalenderjahr installiert worden sein.  

 
 

Artikel IV 
 
§ 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
(2) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der 

Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grund-
stückseigentümer ist verpflichtet, der Gemeinde auf Anforderung die Quadratmeterzahl 
der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie der für die öffentliche Ab-
wasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwir-
kungspflicht). Die Gemeinde erstellt durch eine Überfliegung des Gemeindegebietes 
Luftbilder von den Grundstücken. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein zeichnerischer Lage-
plan zur Befragung des Grundstückseigentümers entwickelt, aus welchem sich die be-
bauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten abflusswirksamen Flächen ergeben, 
von denen das Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, zu dem zeichnerischen Lageplan Stellung zu 
nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch die Gemeinde zutref-
fend ermittelt worden sind. Soweit erforderlich, kann die Gemeinde die Vorlage weite-
rer Unterlagen einfordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungs-
pflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten Angaben/ Unterla-
gen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder be-
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festigte sowie abflusswirksame Fläche von der Gemeinde geschätzt. Die Datenerhe-
bung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen Erfüllung 
der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde (z.B. Planung und ausreichende Di-
mensionierung der öffentlichen Kanäle), zur verursachungsgerechten Abrechnung der 
Niederschlagswassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der Nie-
derschlagswassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als Gebühren-
schuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung zu dulden. 

 
 

Artikel V 
 
§ 9 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühr und die Kleineinleitergebühr werden einen Monat nach Be-

kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Gebühren können zusammen mit ande-
ren Abgaben erhoben werden.  

 
(2) Die Berechnung der Gebühren sowie das Ablesen der Zähler der Zählereinrichtungen 

erfolgt einmal jährlich, und zwar zum Jahresende für das abgelaufene Kalenderjahr. 
Soweit erforderlich, kann sich die Gemeinde hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichti-
gen bedienen.  
 
 

Artikel VI 
 

§ 9 a wird neu eingefügt: 
 

§ 9 a 
Abschlagszahlungen 

 
Die Gemeinde erhebt am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden Kalenderjahres Abschlags-
zahlungen in Höhe von ¼ des Betrages der mit dem Gebührenbescheid festgelegten Jahres-
Abwassergebühr. Die Gebühr entsteht am 01.01. des jeweiligen Kalenderjahres. 

 
 

Artikel VII 
 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 


